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C6 413.653-1/2010/6E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. Putzer als Vorsitzende und den Richter Dr. Schaden als Beisitzer Gber
die Beschwerde des XXXX, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.5.2010, FZ. 09 08.520-
BAG, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. Putzer als
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Vorsitzende und den Richter Dr. Schaden als Beisitzer Uber die Beschwerde des rémisch 40 , StA. Afghanistan, gegen
den Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.5.2010, FZ. 09 08.520-BAG, in nichtoéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

I. Gemal3 8 8 Abs. 1 Asylgesetz 2005 wird XXXX der Status des subsidiar Schutzberechtigten hinsichtlich Afghanistans
zuerkannt.romisch eins. Gemald Paragraph 8, Absatz eins, Asylgesetz 2005 wird romisch 40 der Status des subsidiar
Schutzberechtigten hinsichtlich Afghanistans zuerkannt.

Il. Gemall § 8 Abs. 4 Asylgesetz 2005 wird XXXX eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 24.10.2012
erteilt.romisch zwei. Gemal Paragraph 8, Absatz 4, Asylgesetz 2005 wird romisch 40 eine befristete
Aufenthaltsberechtigung bis zum 24.10.2012 erteilt.

Text
Entscheidungsgrinde:

1.1. Der Beschwerdefuhrer, ein afghanischer Staatsangehdriger, reiste illegal in das Bundesgebiet ein und stellte am
17.7.2009 den Antrag, ihm internationalen Schutz zu gewahren (in der Folge auch als Asylantrag bezeichnet).
Begrindend schilderte er bei seiner Einvernahme vor einem Organ des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes
(Polizeiinspektion Traiskirchen EAST-Ost) am selben Tag, vor dem Bundesasylamt (EAST-Ost) am 23.7.2009 und vor
dem Bundesasylamt (Aul3enstelle Graz) am 20.5.2010, er habe in Afghanistan Schwierigkeiten wegen eines Madchens,
dessen Vater ein Mullah sei, gehabt. Er sei eingesperrt, geschlagen und gezwungen worden, als Selbstmordattentater

zu fungieren.

1.2.1. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz bezuglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR & 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005, Art. 2 BG
BGBI. 1 100 (in der Folge: AsylG 2005) ab (Spruchpunkt I), gemaf3 &8 8 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 wies es den
Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf
den Herkunftsstaat Afghanistan ab (Spruchpunkt 1), gemaf § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 wies es den Beschwerdefihrer
aus dem o6sterreichischen Bundesgebiet nach Afghanistan aus (Spruchpunkt Il1). Im angefochtenen Bescheid werden
zunachst die Niederschriften der Einvernahmen wiedergegeben. Das Bundesasylamt stellt fest, dass die Grinde fur
das Ausreisen wahrscheinlich persénliche Probleme gewesen waren. Der Beschwerdeflihrer sei in seinem Heimatland
weder offiziell von den Behdrden noch von Privatpersonen bedroht worden, hatte weder Probleme mit der
afghanischen Polizei noch mit anderen staatlichen Behdrden und auch nicht aufgrund seines Religionsbekenntnisses
oder seiner Volksgruppenzugehdrigkeit. Im Herkunftsstaat komme es zu keiner systematischen Verfolgung von
Gruppen, denen der Beschwerdefihrer angehdre. Fir den Fall einer Ruckkehr halt es fest, dass keine
Bedrohungssituation festgestellt werden kdnne. Sodann trifft es Feststellungen zur Situation in Afghanistan. Im
Rahmen der Beweiswirdigung heifst es, dass es keine Grinde gdbe, die einer Ruckkehr in die Heimat des
Beschwerdefiihrers und einer Ausweisung aus Osterreich entgegenstiinden. Der Beschwerdefilhrer kénne bei einer
Ruckkehr als junger Mann, nach Afghanistan wieder Aufnahme in den Familienverband finden. Da er ledig sei, habe er
keine Sorgepflichten und kdénne in seinen Familienverband nach Kabul zurlckkehren. Zur individuellen Situation sei
noch auszufihren, dass der Beschwerdefiihrer gesund sei und es ihm wie bisher mdglich sein werde, in seinem
Heimatstaat ausreichend den Lebensunterhalt fir sich selbst zu finanzieren. Rechtlich folgert das Bundesasylamt, die
Voraussetzungen flr die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft lagen nicht vor. Weiters verneint es, dass der
Beschwerdefiihrer iSd§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 bedroht oder gefdhrdet sei, und begrindet abschlieBend seine
Ausweisungsentscheidung gemal’ § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005. Zu Spruchpunkt Il fUhrt es aus, die Voraussetzungen fur
die Gewahrung subsididren Schutzes lagen nicht vor, denn unter Berlcksichtigung der persdnlichen Verhaltnisse des
Beschwerdefiihrers (Alter, Gesundheitszustand, Arbeitsfahigkeit, bestehender Familienverband) sei nicht davon
auszugehen, dass er bei einer Riuckkehr nach Afghanistan in eine dauerhaft aussichtslose Lage gedrangt werde, die
eine Ruckkehr unzumutbar erscheinen lieBe.1.2.1. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den
Antrag auf internationalen Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemafd Paragraph 3,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, des Asylgesetzes 2005, Artikel 2, BG
Bundesgesetzblatt rémisch eins 100 (in der Folge: AsylG 2005) ab (Spruchpunkt rémisch eins), gemal Paragraph 8,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 wies es den Antrag auf internationalen
Schutz beziglich der Zuerkennung des Status des subsididar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat
Afghanistan ab (Spruchpunkt romisch zwei), gemall Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 wies es den
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Beschwerdefiihrer aus dem 0Osterreichischen Bundesgebiet nach Afghanistan aus (Spruchpunkt rémisch drei). Im
angefochtenen Bescheid werden zunachst die Niederschriften der Einvernahmen wiedergegeben. Das Bundesasylamt
stellt fest, dass die Grinde fur das Ausreisen wahrscheinlich persénliche Probleme gewesen waren. Der
Beschwerdefiihrer sei in seinem Heimatland weder offiziell von den Behdrden noch von Privatpersonen bedroht
worden, hatte weder Probleme mit der afghanischen Polizei noch mit anderen staatlichen Behdrden und auch nicht
aufgrund seines Religionsbekenntnisses oder seiner Volksgruppenzugehorigkeit. Im Herkunftsstaat komme es zu
keiner systematischen Verfolgung von Gruppen, denen der Beschwerdefiihrer angehére. Flr den Fall einer Ruckkehr
halt es fest, dass keine Bedrohungssituation festgestellt werden kénne. Sodann trifft es Feststellungen zur Situation in
Afghanistan. Im Rahmen der Beweiswirdigung heif3t es, dass es keine Griinde gabe, die einer Ruckkehr in die Heimat
des Beschwerdefiihrers und einer Ausweisung aus Osterreich entgegenstiinden. Der Beschwerdefiihrer kénne bei
einer Ruckkehr als junger Mann, nach Afghanistan wieder Aufnahme in den Familienverband finden. Da er ledig sei,
habe er keine Sorgepflichten und kénne in seinen Familienverband nach Kabul zurtickkehren. Zur individuellen
Situation sei noch auszufuhren, dass der Beschwerdefiihrer gesund sei und es ihm wie bisher moglich sein werde, in
seinem Heimatstaat ausreichend den Lebensunterhalt fur sich selbst zu finanzieren. Rechtlich folgert das
Bundesasylamt, die Voraussetzungen fir die Zuerkennung der Fluchtlingseigenschaft lagen nicht vor. Weiters verneint
es, dass der Beschwerdeflhrer iSd Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 bedroht oder gefdhrdet sei, und begrindet
abschlieBend seine Ausweisungsentscheidung gemald Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005. Zu Spruchpunkt
rémisch zwei fuhrt es aus, die Voraussetzungen fiir die Gewahrung subsididren Schutzes lagen nicht vor, denn unter
BerUcksichtigung der personlichen Verhaltnisse des Beschwerdefuhrers (Alter, Gesundheitszustand, Arbeitsfahigkeit,
bestehender Familienverband) sei nicht davon auszugehen, dass er bei einer Rickkehr nach Afghanistan in eine
dauerhaft aussichtslose Lage gedrangt werde, die eine Rickkehr unzumutbar erscheinen lief3e.

1.2.2. In den Feststellungen im angefochtenen Bescheid zur Situation in Afghanistan, die auf jeweils angefuhrte
Quellen gestutzt werden, heildt es ua.:

"Allgemeine Sicherheitslage

Die Sicherheitslage variiert regional und innerhalb der Provinzen von Distrikt zu Distrikt. Wahrend im Stden und
Stdosten des Landes Aktivitdten regierungsfeindlicher Krafte gegen die Zentralregierung und die Prdsenz der
internationalen Gemeinschaft die primare Sicherheitsbedrohung darstellen, sind dies im Norden und Westen haufig
Rivalitdten lokaler Machthaber, die in Drogenhandel und andere kriminelle Machenschaften verstrickt sind. Die
organisierte Kriminalitdt hat seit 2007 landesweit stark zugenommen. Wachsende Unzufriedenheit weiter
Bevolkerungskreise mit der bisherigen Regierungspolitik, das Wiedererstarken der Taliban, die steigende Kriminalitat,
die Aktivitaten illegaler Milizen sowie bewaffnete Konflikte zwischen Ethnien bestimmen das Bild. Sicherheitsrelevante
Vorfalle mit Sprengfallen und Selbstmordanschldge nehmen landesweit weiter zu. Von der sich verschlechternden
Sicherheitslage sind fast alle Landesteile betroffen. Der UNHCR hat zuletzt am 18. Juni 2008 eine Einschatzung Uber die
Sicherheitslage in bestimmten Regionen im Hinblick auf die Riickkehr von Flichtlingen abgegeben.

(AA - Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan,
Stand: Oktober 2009)

Sicherheitslage im Raum Kabul

Die Sicherheitslage hat sich im Raum Kabul im 1. Halbjahr 2009 nicht weiter verschlechtert. Sie bleibt weiter fragil, auch
wenn sie im regionalen Vergleich zufriedenstellend ist. Ende August 2008 Ubernahmen die Regierungsbehoérden (ANP,
ANA) von ISAF formell die Sicherheitsverantwortung fur die Stadt Kabul; die internationale Schutztruppe ISAF ist
weitgehend aus dem Stadtbild verschwunden und nationalen Sicherheitskraften gewichen. Die Lage ist dadurch nicht
unsicherer geworden, vielmehr kann sogar von einer Stabilisierung der Sicherheitslage gesprochen werden. Dies ist
allerdings der allgegenwartigen und sichtbaren Prasenz afghanischer Sicherheitskrafte geschuldet, die in dieser Form
nur in der Hauptstadt zu beobachten ist.

Sehr selten kommt es in AuBenbezirken Kabuls zwar noch zu Raketenbeschuss, aber die Raketen kénnen aufgrund
veralteter Baureihen und primitiver Abschussvorrichtungen zumeist nicht gegen konkrete Ziele eingesetzt werden und
verursachen in der Regel keine Opfer. Es gibt vereinzelt Ubergriffe von Polizei und Sicherheitskréften gegeniiber der
Zivilbevolkerung.

Angehorige der Sicherheitskrafte stellen sich gelegentlich als Tater von bewaffneten RaubUberfallen und Diebstahlen,



vereinzelt auch von kriminell motivierten Entfihrungen, heraus.

Am 29. Mai 2006 kam es in Kabul nach dem Verkehrsunfall eines US-Konvois, bei dem eine Reihe von Zivilisten getotet
wurden, in weiten Teilen der Innenstadt zu Ausschreitungen. Dabei wurden Autos von Ausldndern mit Steinen
beworfen und Hauser geplindert. Vorfdlle dieser Art kénnen sich jederzeit wiederholen. Obwohl die Anzahl an
Selbstmordattentaten seit 2008 abgenommen hat, haben vereinzelte spektakuldare Anschlage eine neue Qualitat
erreicht und fuhrten zu einer Zunahme des Unsicherheitsgefiihls. Hauptanschlagsziele sind nach wie vor neben den
afghanischen Sicherheitskraften und Regierungsgebduden auch auslandische Truppen und auslandische

Vertretungen.

Die jungsten Anschlage verdeutlichen, dass auch die in Kabul stationierten internationalen Schutztruppen weiterhin

bzw. zunehmend die Zielscheibe fur Angriffe der Aufstandischen darstellen.

Zu beobachten war im 2. Halbjahr 2008 auch eine deutliche Zunahme von Entfihrungen hauptsachlich afghanischer
Staatsangehdriger, zumeist mit allgemein-kriminellem Hintergrund zwecks Erpressung von Ldsegeld. Diese Gefahr
betrifft auch RlUckkehrer, wenn ihnen ausreichende finanzielle Mittel fir einen Freikauf unterstellt werden. Im 1.

Halbjahr 2009 war die Zahl der Entfihrungen hingegen wieder leicht ricklaufig.

(AA - Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan,
Stand: Oktober 2009)

Taliban-Kdmpfer und Selbstmordattentater haben Gebdude im Zentrum Kabuls angegriffen. Die Kdimpfe fanden in der
Néhe des Serena Hotel und des Prasidentenpalastes statt. Laut Angaben der Taliban haben 20 Kampfer an diesem
Angriff teilgenommen. Zwei Zivilisten und drei Sicherheitsbeamte, sowie sieben Taliban-Kdmpfer kamen ums Leben,

Uber 70 Menschen wurden verletzt.

(BBC: Afghan capital Kabul hit by Taliban attack, 18.1.2010, http://news.bbc.co.uk/2/hi/8464763.stm, Zugriff 29.1.2010)
Innerstaatliche Fluchtalternative

Bewegungsfreiheit

Das Gesetz sieht Bewegungsfreiheit innerhalb des Landes sowie die Freiheit, ins Ausland zu reisen, auszuwandern und
heimzukehren vor. Allerdings schrankten bestimmte Gesetze die Bewegung der Burger ein, und die Regierung
begrenzte die Bewegungsfreiheit der Blrger aufgrund von Sicherheitsinteressen. Die groRte Bewegungseinschrankung
war in einigen Teilen des Landes der Mangel an Sicherheit. In vielen Gebieten machten die Gewalt der Aufstandischen,

Banditentum und Landminen das Reisen besonders in der Nacht extrem gefahrlich.

Wahrend des Jahres anderte das Parlament das Reisepassgesetz und gab den Frauen das Recht, einen Reisepass ohne
die Zustimmung eines mannlichen Verwandten zu beantragen. In einigen Gebieten verboten lokale Brauche oder die

Tradition den Frauen, das Haus ohne die Begleitung eines mannlichen Verwandten zu verlassen.

Taxi-, Lastwagen- und Busfahrer berichteten, dass sowohl Sicherheitskrafte als auch bewaffnete Militante illegale

Checkpoints unterhielten und Geld sowie Guiter erpressten.

Die Taliban verhangten in den Gebieten unter ihrer Kontrolle, vor allem im Sidosten des Landes, nachtliche

Ausgangssperren Uber die lokale Bevolkerung.

Laut AIHRC blieben Frauen, die vom Iran abgeschoben worden waren, in Regierungsverwahrung, bis ihre

Staatsburgerschaft verifiziert worden war oder von ihren Familien garantiert worden war.
(US DOS - U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report - Afghanistan, 25.2.2009)

Frauen ohne méannliche Unterstiitzung und Schutz mangelt es generell an Uberlebensméglichkeiten, da es soziale

Restriktionen fur alleinlebende Frauen gibt, darunter auch eine Einschréankung der Bewegungsfreiheit.

(UNHCR - UN High Commissioner for Refugees: UNHCR's Eligibility Guidelines for Assessing the International Protection
Needs of Afghan Asylum-Seekers, Juli 2009)

Innerstaatliche Fluchtalternative

UNHCR hielt im Juli 2009 fest, dass in Afghanistan kaum staatlicher Schutz vorhanden ist. In zahlreichen Fallen wurden

Regierungsbeamte selber beschuldigt, Gewalt angewandt oder Verstdsse gegen die Menschenrechte begangen zu



haben. Nicht-staatliche Akteure kénnen ihre Opfer auch Uber ihren Machtbereich hinaus verfolgen und stehen oft in
Beziehung zur Regierung oder den Behorden. Zudem ist fur eine rickkehrende Person ein starkes Familien-, Sozial-
oder Stammesnetz von grundlegender Bedeutung. Ohne dieses kann eine Person in der heutigen Situation nicht
Uberleben.

(SFH - Schweizer Fluchtlingshilfe (Corinne Troxler Gulzar):
Afghanistan Update, 11.8.2009)

Ruckkehrfragen

Grundversorgung

Staatliche soziale Sicherungssysteme wie Renten-, Arbeitslosen- und Krankenversicherung sind praktisch nicht
existent. Die soziale Absicherung liegt traditionell bei den Familien und Stammesverbanden. Afghanen, die auRerhalb
des Familienverbandes oder nach einer ldangeren Abwesenheit im westlich gepragten Ausland zurtlickkehren, stoRen
auf groBere Schwierigkeiten als Ruckkehrer, die in Familienverbdnden geflichtet sind oder in einen solchen
zurlickkehren, da ihnen das notwendige soziale oder familidre Netzwerk sowie die notwendigen Kenntnisse der
ortlichen Verhaltnisse fehlen. Sie kénnen auf Ubersteigerte Erwartungen bezlglich ihrer finanziellen Méglichkeiten
treffen, so dass von ihnen Uberhdhte Preise gefordert werden. Von den "Zurlckgebliebenen" werden sie haufig nicht
als vollwertige Afghanen akzeptiert.

(AA - Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan,
Stand: Oktober 2009)

Die Lage von Ruckkehrern
Es ist nicht bekannt, dass eine Asylantragstellung zu Sanktionen seitens der Regierung fuhrt.

Als vordringliche Probleme, mit denen sich die Rickkehrer konfrontiert sehen, sind Land- und
Grundsstucksstreitigkeiten zu nennen, die bei (i) der Zuweisung von Land durch die Regierung, (ii) der Rickforderung
ihres fruheren Besitzes und (iii) bei der illegalen Besetzung von Land offenkundig werden. Daneben ist die
Verwirklichung anderer grundlegender sozialer und wirtschaftlicher Bedulrfnisse, wie etwa der Zugang zu Arbeit,
Wasser, Gesundheitsversorgung etc., haufig nur sehr eingeschrankt moéglich. Hinzu kommt der mangelnde Zugang zu
Rechtsmitteln. Diejenigen Afghanen, die bereits in den Nachbarldndern nur einen kleinen Eigenbeitrag zu ihrem
Lebensunterhalt leisten konnten, sehen sich bei Rickkehr oftmals noch groReren Schwierigkeiten gegeniber, da sie
Uber kein Startkapital verfligen und Arbeitsmoglichkeiten insbesondere in den Provinzen begrenzt sind.

Die traditionellen Familien- und Gemeinschaftsstrukturen des afghanischen Stammessystems stellen die
hautsachlichen Schutz- und Bewaltigungsmechanismen dar. Die Hilfe durch die Familien, die GroRfamilien und die
Stamme sind auf Gebiete begrenzt, wo Verbindungen der Familie oder der Gemeinschaft existieren - besonders am
Herkunftsort oder dem gewohnlichen Wohnort. Personen, die mit besonderen Schwierigkeiten bei ihrer Rickkehr zu
rechnen haben, umfassen u. a. unbegleitete Frauen und alleinstehende Haushaltsvorstande, unbegleitete Kinder,
unbegleitete altere Personen, Opfer mit ernstzunehmenden Traumata, darunter Opfer sexueller und
geschlechtsspezifischer Gewalt, Menschen mit korperlicher und geistiger Behinderung und Personen die medizinische
Hilfe bendtigen (sowohl in langer als auch kurzer Hinsicht), insbesondere Frauen.

Die Ruckkehr zu anderen Orten als dem Herkunftsort oder dem vorherigen Wohnort kdnnte die Afghanen vor
unuberwindbare Hindernisse stellen - nicht nur bei der Erhaltung ihres Lebensunterhalts oder bei der
Wiederherstellung ihres Lebensunterhalts, sondern auch in Bezug auf Sicherheitsrisiken. Die Sicherheitsrisiken kénnen
unter anderem willklrliche Festnahmen und Haft, gezielte Ermordung basierend auf ethnische Rivalitaten und
aufgrund von Konflikten zwischen Familien umfassen.

(UNHCR - UN High Commissioner for Refugees: UNHCR's Eligibility Guidelines for Assessing the International Protection
Needs of Afghan Asylum-Seekers, Juli 2009)

Ruckkehr

In Iran und in Pakistan halten sich nach Angaben des UNHCR noch knapp 3,1 Millionen afghanische Fliichtlinge auf,
davon knapp 2,2 Millionen in Pakistan und ca. 900.000 in Iran. Die Mehrzahl der afghanischen Flichtlinge, die sich in
Turkmenistan und Tadschikistan aufgehalten hatten, ist freiwillig nach Afghanistan zurtickgekehrt. Die Rickkehrer



erhalten vom UNHCR eine begrenzte finanzielle Beihilfe und Sachmittel.

Der UNHCR schatzt die Zahl der freiwilligen Rickkehrer zwischen Marz 2002 und Juli 2009 auf rund 4,5 Millionen
Menschen. Der ganz Uberwiegende Teil davon kehrte mit Hilfe des UNHCR zurtick. Im Jahr 2008 sind 278.000
Flichtlinge mit UNHCR-Unterstitzung nach Afghanistan zurlickgekehrt (davon 275.000 aus Pakistan und 3.000 aus
Iran). Bis Mitte Juli 2009 sind knapp 46.700 Menschen mit Untersttitzung des UNHCR zurtickgekehrt (davon rund 44.500
aus Pakistan und rund 2.100 aus Iran). Dass die in den Aufnahmelandern verbliebenen Fliichtlinge zu einem grofBen
Teil nicht (mehr) zu einer freiwilligen Ruckkehr bereit sind, beruht unter anderem darauf, dass viele Personen
mittlerweile einen legalen Status in ihren Zufluchtslandern besitzen, sich dort eine wirtschaftliche Existenz aufgebaut
haben, z.B. ein eigenes Geschaft fihren, und ein deutlich hdheres Einkommen erzielen, als es ihnen in Afghanistan
moglich ware. Ein zunehmender Teil der Afghanen scheut die Rlckkehr aber auch aus Furcht vor einer sich
verschlechternden Sicherheitslage. Hinzu kommen ganz konkrete Rlckkehrhindernisse wie etwa ungeklarte
Grundstucksfragen. So gab es im Sommer 2008 in der Provinz Takhar bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen aus
pakistanischen Lagern zurlickgekehrten Paschtunen und den zurlickgebliebenen Tadschiken, die zwischenzeitlich die

verlassenen Grundstticke in Besitz genommen hatten.

Sowohl die pakistanische als auch die iranische Regierung forcieren seit 2007 die Ruckkehr afghanischer Flichtlinge
und illegaler Migranten. So wurden weite Teile Irans fur Flichtlinge gesperrt. Die in Iran in der Regel in individuellen
Unterklnften lebenden Flichtlinge wurden aufgefordert, sich neu registrieren zu lassen und in Lager umzuziehen. Der
UNHCR warnte wiederholt vor einem volkerrechtswidrigen "refoulement". Neben wirtschaftlichen Grinden
(vermeintliche  Konkurrenz um Arbeitspldtze) werden v.a. in Pakistan Sicherheitsgrinde fur die
Rackfuhrungsbemihungen der pakistanischen Regierung angefihrt (pakistanische Fluchtlingslager als Basis des
afghanischen Aufstands gegen die Regierung). Nach Angaben des UNHCR wurden aus Iran bis Ende Juni 2009 rund
192.000 illegale Migrantinnen und Migranten abgeschoben. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum bedeutet dies einen
Anstieg um 28 %.

Zwischen den Regierungen von Afghanistan und Pakistan sowie dem UNHCR existiert ein Dreiparteienabkommen, das
den rechtlichen und operativen Rahmen fir die freiwillige und allmahliche Rickkehr von Afghanen aus Pakistan
festlegt. Dem UNHCR kommt dabei die Rolle zu, die Freiwilligkeit der Ruckkehr zu Uberpriifen und entsprechende
Unterstitzung zu leisten. Bis Anfang 2008 existierte ein ahnliches Abkommen auch mit Iran. Das Abkommen mit
Pakistan lauft bis Ende 2009, das Abkommen mit Iran wurde nach seinem Auslaufen im Februar 2008 erstmalig nicht

erneuert. Bislang scheint sich Iran jedoch an seine Verpflichtungen aus der Genfer Fluchtlingskonvention zu halten.

(AA - Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan,
Stand: Oktober 2009)"

1.3. Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdefihrer am 26.5.2010 persénlich zugestellt.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, fristgerechte Beschwerde vom 31.5.2010. Am 16.12.2010 brachte

der Beschwerdeflhrer eine Beschwerdeerganzung ein.

Am 4.7.2011 zog der Beschwerdefiihrer seine Beschwerde gegen Spruchpunkt | des angefochtenen Bescheides
zurtick.Am 4.7.2011 zog der Beschwerdeflihrer seine Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch eins des angefochtenen

Bescheides zurtick.
2. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

2.1.1.1.1. GemalR 8 73 Abs. 1 AsylG 2005 ist das AsylG 2005 am 1.1.2006 in Kraft getreten; es ist gemaR§ 75 Abs. 1 AsylG
2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhangig waren2.1.1.1.1. GemaR Paragraph 73,
Absatz eins, AsylG 2005 ist das AsylG 2005 am 1.1.2006 in Kraft getreten; es ist gemaR Paragraph 75, Absatz eins, AsylG

2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhangig waren.

2.1.1.1.2. Das vorliegende Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhangig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach dem
AsylG 2005 zu fahren.

2.1.1.2. GemaR & 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (in der Folge2.1.1.2. GemalRR Paragraph 23, Absatz eins,
Asylgerichtshofgesetz (in der Folge:

AsylGHG, Art. 1 Asylgerichtshof-EinrichtungsgesetzBGBI. | 4/2008 [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) idF der
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DienstRNov. 2008 BGBI. | 147 ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsatzlich das AVG mit der Mal3gabe
sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal’ § 66 Abs. 4
AVG iVm 8 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung
seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu setzen und demgemaR den angefochtenen Bescheid
nach jeder Richtung abzudandern.AsylGHG, Artikel eins, Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz Bundesgesetzblatt Teil eins,
4 aus 2008, [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) in der Fassung der DienstRNov. 2008 Bundesgesetzblatt rémisch eins
147 ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsatzlich das AVG mit der MalRgabe sinngemal3 anzuwenden,
dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemald Paragraph 66, Absatz 4, AVG in
Verbindung mit Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzulassig
oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, im Spruch und in der
Begrindung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu setzen und demgemal den angefochtenen
Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

2.1.2.1.1. Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, so ist dem
Asylwerber gemaR § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 der Status des subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine
Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde". Nach § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist
die Entscheidung Uber die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden Entscheidung nach & 3 AsylG 2005 zu
verbinden.2.1.2.1.1. Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen,
so ist dem Asylwerber gemdR Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 der Status des subsididr
Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine Zurtckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in
seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit
sich bringen wirde". Nach Paragraph 8, Absatz 2, AsylG 2005 ist die Entscheidung Uber die Zuerkennung dieses Status
mit der abweisenden Entscheidung nach Paragraph 3, AsylG 2005 zu verbinden.

Gemall 8 8 Abs. 3, 3 a und 6 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezlglich dieses Status abzuweisen, wenn eine
innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) offen steht, wenn ein Aberkennungsgrund vorliegt oder wenn der
Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden kann. Daraus und aus mehreren anderen Vorschriften (§ 2
Abs. 1Z 13,810 Abs. 1 Z 2, § 27 Abs. 2 und 4 und § 57 Abs. 11 Z 3 AsylG 2005) ergibt sich, dass dann, wenn dem
Asylwerber kein subsididrer Schutz gewahrt wird, sein Asylantrag auch in dieser Beziehung férmlich abzuweisen
ist.Gemal Paragraph 8, Absatz 3, 3, a und 6 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezlglich dieses Status abzuweisen, wenn
eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11, AsylG 2005) offen steht, wenn ein Aberkennungsgrund vorliegt
oder wenn der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden kann. Daraus und aus mehreren anderen
Vorschriften (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13,, Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2,, Paragraph 27, Absatz 2 und 4 und
Paragraph 57, Absatz 11, Ziffer 3, AsylG 2005) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsidiarer Schutz
gewahrt wird, sein Asylantrag auch in dieser Beziehung férmlich abzuweisen ist.

2.1.2.1.2. Die Voraussetzungen daflr, einem Asylwerber subsididaren Schutz zu gewahren, unterscheiden sich im
Ergebnis nicht von jenen, nach denen dies nach § 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 BGBI. | 76 (in der Folge: AsylG 1997) idF der
Asylgesetznovelle 2003 BGBI. | 101 (in der Folge: AsylGNov. 2003; entspricht & 8 AsylG 1997 in der Stammfassung) iVm 8
57 Abs. 1 Fremdengesetz 1997 BGBI | 75 (in der Folge: FrG) zu geschehen hatte. (Dagegen gibt es in der neuen
Rechtslage keine Entsprechung zu den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF der AsylGNov. 2003 iVm § 57
Abs. 2 FrG, also dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen Bestimmung.) Diese Bestimmung lautete in ihrer
Stammfassung:2.1.2.1.2. Die Voraussetzungen daflir, einem Asylwerber subsididren Schutz zu gewahren,
unterscheiden sich im Ergebnis nicht von jenen, nach denen dies nach Paragraph 8, Absatz eins, Asylgesetz 1997
Bundesgesetzblatt romisch eins 76 (in der Folge: AsylG 1997) in der Fassung der Asylgesetznovelle 2003
Bundesgesetzblatt romisch eins 101 (in der Folge: AsylGNov. 2003; entspricht Paragraph 8, AsylG 1997 in der
Stammfassung) in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, Fremdengesetz 1997 Bundesgesetzblatt romisch eins 75
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(in der Folge: FrG) zu geschehen hatte. (Dagegen gibt es in der neuen Rechtslage keine Entsprechung zu den
Voraussetzungen nach Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 in der Fassung der AsylGNov. 2003 in Verbindung mit
Paragraph 57, Absatz 2, FrG, also dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen Bestimmung.) Diese Bestimmung
lautete in ihrer Stammfassung:

"Die ZurUckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulassig, wenn stichhaltige
Grunde fur die Annahme bestehen, dal3 sie Gefahr liefen, dort einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der
Todesstrafe unterworfen zu werden."

Durch Art. 1 BGBGBI. | 126/2002 erhielt 8 57 Abs. 1 FrG seine zuletzt geltende Fassung, die wie folgt lauteteDurch
Artikel eins, BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002, erhielt Paragraph 57, Absatz eins, FrG seine zuletzt geltende
Fassung, die wie folgt lautete:

"Die ZurlUckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Art. 2
EMRK, Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde."'Die Zurickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung
Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt

wirde."

Die Novellenfassung unterscheidet sich mithin von der Stammfassung dadurch, dass auf die Annahme stichhaltiger
Grinde verzichtet wurde und dass an die Stelle der Formulierung "einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder
der Todesstrafe" die Verweisung auf die entsprechenden Bestimmungen der Europaischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (in der Folge: MRK) gesetzt wurde. Die Erlduterungen zur Regierungsvorlage
der Novelle motivieren die Anderung wie folgt (1172 BIgNR 21. GP, 35):

"Die Anderungen in § 57 Abs. 1 tragen dem Erkenntnis des Europdischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte in der
Causa Ahmed versus Osterreich Rechnung, dienen der Umsetzung dieses Erkenntnisses und entsprechen den
Intentionen des Gerichtshofes. Somit ist klargestellt, dass die Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung
Fremder in einen Staat unzuldssig ist, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass die Betroffenen
Gefahr laufen, dort unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden oder dies
sonst eine unmenschliche Behandlung ist.""Die Anderungen in Paragraph 57, Absatz eins, tragen dem Erkenntnis des
Européischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte in der Causa Ahmed versus Osterreich Rechnung, dienen der
Umsetzung dieses Erkenntnisses und entsprechen den Intentionen des Gerichtshofes. Somit ist klargestellt, dass die
Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzuldssig ist, wenn stichhaltige Grinde
far die Annahme bestehen, dass die Betroffenen Gefahr laufen, dort unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der
Todesstrafe unterworfen zu werden oder dies sonst eine unmenschliche Behandlung ist."

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle gednderte Text des §
57 Abs. 1 FrG das unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur Stammfassung judiziert hatte (VwGH 16.7.2003,
2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573; 28.6.2005, 2005/01/0080), dass sich mithin am Inhalt nichts gedndert habe. Das
muss auch fur die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die Bedrohung mit der Todesstrafe im Gesetzestext
durch den Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur MRK Uber die Abschaffung der Todesstrafe, BGBI. 138/1985, ersetzt, zu
einer Minderung des Schutzes von Fremden fuhren sollte, erlaubt doch Art. 2 dieses Protokolls "die Todesstrafe fur
Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos war eine solche
Minderung nicht beabsichtigt (vgl. Putzer/Rohrbdck, Asylrecht. Leitfaden zur neuen Rechtslage nach dem AsylG 2005
[2007] Rz. 197 mwN).Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle
gednderte Text des Paragraph 57, Absatz eins, FrG das unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur
Stammfassung judiziert hatte (VwGH 16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004,99/20/0573; 28.6.2005,2005/01/0080), dass
sich mithin am Inhalt nichts geandert habe. Das muss auch fur die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die
Bedrohung mit der Todesstrafe im Gesetzestext durch den Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur MRK Uber die
Abschaffung der Todesstrafe, Bundesgesetzblatt 138 aus 1985,, ersetzt, zu einer Minderung des Schutzes von Fremden
fUhren sollte, erlaubt doch Artikel 2, dieses Protokolls "die Todesstrafe fur Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei
unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos war eine solche Minderung nicht beabsichtigt vergleiche
Putzer/Rohrbock, Asylrecht. Leitfaden zur neuen Rechtslage nach dem AsylG 2005 [2007] Rz. 197 mwN).
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Vergleicht man nun den so verstandenen 8§ 57 Abs. 1 FrG mit8 8 Abs. 1 AsylG 2005, so zeigen sich zwei Unterschiede:
Zum einen bezieht sich 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 auch auf das Protokoll Nr. 13 zur MRK,BGBI. Il 22/2005, zum anderen
wird im zweiten Teil des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 iW Art. 15 lit. ¢ der Statusrichtlinie (dazu EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-
465/07) wiederholt. Zum ersten Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, dass der Schutz gegentber 8 57 Abs.
1 FrG nicht erweitert worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender Todesstrafe die Abschiebung untersagte
(das Protokoll Nr. 13 erlaubt gegentiber dem Protokoll Nr. 6 die Todesstrafe auch nicht mehr ausnahmsweise). Zum
zweiten Punkt ist festzuhalten, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schon zu 8 57 Abs. 1 FrG davon
ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in einem Staat herrscht und durch die praktisch jeder, der in diesen
Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevolkerungsgruppe oder Blrgerkriegspartei anzugehéren -,
der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewahrleisteten Rechte ausgesetzt ware, konne der
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 15.437 A/2000; VwGH 26.6.1997,
95/21/0294;Vergleicht man nun den so verstandenen Paragraph 57, Absatz eins, FrG mit Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG 2005, so zeigen sich zwei Unterschiede: Zum einen bezieht sich Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 auch auf
das Protokoll Nr. 13 zur MRK, Bundesgesetzblatt Teil 3, 22 aus 2005,, zum anderen wird im zweiten Teil des Paragraph
8, Absatz eins, AsylG 2005 iW Artikel 15, Litera ¢, der Statusrichtlinie (dazu EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07)
wiederholt. Zum ersten Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, dass der Schutz gegenuber Paragraph 57,
Absatz eins, FrG nicht erweitert worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender Todesstrafe die Abschiebung
untersagte (das Protokoll Nr. 13 erlaubt gegenuber dem Protokoll Nr. 6 die Todesstrafe auch nicht mehr
ausnahmsweise). Zum zweiten Punkt ist festzuhalten, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schon zu
Paragraph 57, Absatz eins, FrG davon ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in einem Staat herrscht und
durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe
oder Burgerkriegspartei anzugehoéren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, MRK
gewahrleisteten Rechte ausgesetzt ware, kdénne der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen
(VwSlg. 15.437 A/2000; VWGH 26.6.1997, 95/21/0294;

6.11.1998, 97/21/0504; 18.12.1998,95/21/1028; 18.5.1999,96/21/0037; 25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203;
8.6.2000, 99/20/0586; 21.9.2000, 99/20/0373; 30.11.2000, 2000/20/0405;

25.1.2001, 2000/20/0367; 25.1.2001,2000/20/0438; 25.1.2001,2000/20/0480; 25.1.2001,2000/20/0543; 21.6.2001,
99/20/0460;

16.4.2002,2000/20/0131; 17.9.2008,2008/23/0588; in diesem Sinne auch VwWGH 12.2.1999,95/21/1097; 12.4.1999,
95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104; 10.5.2000,97/18/0251; 5.10.2000, 98/21/0369; 22.3.2002,98/21/0004; 14.1.2003,
2001/01/0432). Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs fir Menschenrechte, der
solche extreme Gefahrenlagen zumindest als wesentliches Element bei der Prifung, ob die Rickfihrung zuldssig ist,
ansieht (zB EGMR 30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das Vereinigte Kdnigreich, Z 108; 17.12.1996, Ahmed gegen
Osterreich, Z 44; 26.4.2005, Miislim gegen die Tirkei, Z 66; 17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Kénigreich, Z 113). Auf
dieser Grundlage wird auch im Schrifttum die Ansicht vertreten, die erste Variante des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 decke
"immer auch jene Félle ab [...], die unter die zweite Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen Sachverhalte
wlrden vom Verwaltungsgerichtshof unter den Schutzbereich des Art. 3 MRK subsumiert. Im Ergebnis seien
Umstande, die unter den zweiten Fall fielen, immer auch vom ersten Tatbestand umfasst (Putzer/Rohrboéck, Asylrecht,
Rz. 199). Bei diesem Befund ist auf die Differenzierung, die der Europaische Gerichtshof im Urteil Elgafaji zwischen den
Tatbestdnden des Art. 15 lit. b (entspricht in seiner Textierung Art. 3 MRK) und Art. 15 lit. ¢ der Statusrichtlinie
vorgenommen hat, nicht weiter einzugehen.16.4.2002, 2000/20/0131; 17.9.2008, 2008/23/0588; in diesem Sinne auch
VWGH  12.2.1999, 95/21/1097; 12.4.1999,95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104; 10.5.2000,97/18/0251; 5.10.2000,
98/21/0369; 22.3.2002,98/21/0004; 14.1.2003,2001/01/0432). Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofs fur Menschenrechte, der solche extreme Gefahrenlagen zumindest als wesentliches
Element bei der Prifung, ob die RuckfUhrung zulassig ist, ansieht (zB EGMR 30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das
Vereinigte Konigreich, Ziffer 108,; 17.12.1996, Ahmed gegen Osterreich, Ziffer 44,; 26.4.2005, Miislim gegen die Tiirkei,
Ziffer 66,; 17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Konigreich, Ziffer 113,). Auf dieser Grundlage wird auch im Schrifttum die
Ansicht vertreten, die erste Variante des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 decke "immer auch jene Félle ab [...], die
unter die zweite Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen Sachverhalte wirden vom
Verwaltungsgerichtshof unter den Schutzbereich des Artikel 3, MRK subsumiert. Im Ergebnis seien Umstande, die
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unter den zweiten Fall fielen, immer auch vom ersten Tatbestand umfasst (Putzer/Rohrbéck, Asylrecht, Rz. 199). Bei
diesem Befund ist auf die Differenzierung, die der Europdische Gerichtshof im Urteil Elgafaji zwischen den
Tatbestanden des Artikel 15, Litera b, (entspricht in seiner Textierung Artikel 3, MRK) und Artikel 15, Litera ¢, der
Statusrichtlinie vorgenommen hat, nicht weiter einzugehen.

2.1.2.1.3. Da somit§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 inhaltlich dem 8§ 8 AsylG 1997 iVm 8 57 Abs. 1 FrG entspricht, kann zu seiner
Auslegung insoweit die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen
werden. Die Rechtsprechung zu 8 57 FrG knUpft an jene zum inhaltsgleichen 8 37 Fremdengesetz BGBI. 838/1992 an.
Fir 8 57 Abs. 1 FrG idF BG BGBI | 126/2002 kann auf die Rechtsprechung zur Stammfassung dieser Bestimmung BGBI |
75/1997) zurlckgegriffen werden (VWGH 16.7.2003,2003/01/0059; 19.2.2004,99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich
deckt. Nach der Judikatur zu (8 8 AsylG 1997 iVm) § 57 FrG ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser
Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte
oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefdhrdung bzw.
Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie
sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zurtickliegen,
sind daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere
Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VWGH 14.10.1998, 98/01/0122; 25.1.2001,
2001/20/0011).2.1.2.1.3. Da somit Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 inhaltlich dem Paragraph 8, AsylG 1997 in
Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, FrG entspricht, kann zu seiner Auslegung insoweit die Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen werden. Die Rechtsprechung zu Paragraph 57, FrG
knlpft an jene zum inhaltsgleichen Paragraph 37, Fremdengesetz Bundesgesetzblatt 838 aus 1992, an. Fur Paragraph
57, Absatz eins, FrG in der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002, kann auf die Rechtsprechung zur
Stammfassung dieser Bestimmung Bundesgesetzblatt Teil eins, 75 aus 1997,) zurlckgegriffen werden (VwGH
16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich deckt. Nach der Judikatur zu (Paragraph 8,
AsylG 1997 in Verbindung mit Paragraph 57, FrG ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser
Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte
oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefdhrdung bzw.
Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie
sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zurickliegen,
sind daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere
Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben vergleiche VwGH 14.10.1998, 98/01/0122;
25.1.2001, 2001/20/0011).

Gemal 8 8 Abs. 3 und § 11 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Asylantrag auch in Bezug auf den subsididren Schutz abzuweisen,
wenn dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den
Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden und ihm
der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz
ist gewahrleistet, wenn die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind (nach der Rechtslage nach dem AsylG 1997 musste sich
die Gefahr auf das gesamte Staatsgebiet beziehen; zB VwWGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.1.2001,2000/20/0438;
30.5.2001, 97/21/0560).Gemal Paragraph 8, Absatz 3 und Paragraph 11, Absatz eins, AsylG 2005 ist der Asylantrag
auch in Bezug auf den subsididren Schutz abzuweisen, wenn dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates
vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes
beherrschen, Schutz gewahrleistet werden und ihm der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet
werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist gewahrleistet, wenn die Voraussetzungen fur die
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben
sind (nach der Rechtslage nach dem AsylG 1997 musste sich die Gefahr auf das gesamte Staatsgebiet beziehen; zB
VWGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.1.2001, 2000/20/0438; 30.5.2001, 97/21/0560).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -
auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer
Verletzung der durch Art. 3 MRK gewahrleisteten (oder anderer in 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 erwahnter) Rechte ausgesetzt
ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (vgl. die unter Pt. 2.1.2.1.2
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wiedergegebene Rsp. des VwWGH,; vgl. die Formulierung des 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 und die oben erdrterte Abgrenzung
des Schutzumfanges des Art. 3 MRK zu Art. 15 lit. ¢ Statusrichtlinie). Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle
Bewohner des Landes in gleicher Weise zu erdulden hatten, kdnne nicht als Bedrohung im Sinne des 8 57 Abs. 1 FrG
gewertet werden, trifft nicht zu (VWGH 12.2.1999, 95/21/1097; 12.4.1999,95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104;
25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203; 17.9.2008,2008/23/0588). Selbst wenn infolge der
Burgerkriegsverhdltnisse letztlich offen bliebe, ob Uberhaupt noch eine Staatsgewalt bestiinde, bliebe als Gegenstand
der Entscheidung nach § 8 (bzw. 8 8 Abs. 1) AsylG 1997 iVm § 57 Abs. 1 FrG die Frage, ob stichhaltige Grinde fur eine
Gefédhrdung des Fremden in diesem Sinne vorliegen (VWGH 8.6.2000, 99/20/0203).Herrscht in einem Staat eine
extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten
Bevolkerungsgruppe oder Biirgerkriegspartei anzugehdéren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel
3, MRK gewahrleisteten (oder anderer in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 erwdhnter) Rechte ausgesetzt ware, so
kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen vergleiche die unter Pt. 2.1.2.1.2
wiedergegebene Rsp. des VwGH; vergleiche die Formulierung des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 und die oben
erorterte Abgrenzung des Schutzumfanges des Artikel 3, MRK zu Artikel 15, Litera c, Statusrichtlinie). Die Ansicht, eine
Benachteiligung, die alle Bewohner des Landes in gleicher Weise zu erdulden hatten, kénne nicht als Bedrohung im
Sinne des Paragraph 57, Absatz eins, FrG gewertet werden, trifft nicht zu (VWGH 12.2.1999, 95/21/1097; 12.4.1999,
95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104; 25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203; 17.9.2008,2008/23/0588). Selbst
wenn infolge der Burgerkriegsverhaltnisse letztlich offen bliebe, ob Uberhaupt noch eine Staatsgewalt bestlinde, bliebe
als Gegenstand der Entscheidung nach Paragraph 8, (bzw. Paragraph 8, Absatz eins,) AsylG 1997 in Verbindung mit
Paragraph 57, Absatz eins, FrG die Frage, ob stichhaltige Grinde fiir eine Gefdhrdung des Fremden in diesem Sinne
vorliegen (VWGH 8.6.2000, 99/20/0203).

Die bloRe Moglichkeit einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder
abgeschoben wird, gentigt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG, dies ist
nun auf§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 zu Ubertragen) als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr muissen konkrete
Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VwWGH
27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002,2002/18/0028; 6.11.2009,2008/19/0174).Die bloRe Mdglichkeit einer dem Artikel 3,
MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genigt nicht, um seine
Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 57, FrG, dies ist nun auf Paragraph 8, Absatz
eins, AsylG 2005 zu Ubertragen) als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte dafur
vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.2.2001, 98/21/0427;
20.6.2002, 2002/18/0028; 6.11.2009, 2008/19/0174).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 57 FrG hat der Fremde glaubhaft zu machen, dass er
aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben wiirde, in dem von seinem Antrag erfassten
Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht abgewandt werden kann.
Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von
Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwWGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002,
99/20/0509; 22.8.2006,2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person des
Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwWGH
2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des8 8 AsylG 1997 (nunmehr:§ 8 Abs. 1 AsylG 2005) zu beachten
(VWGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene
Umstande, die in seiner Sphare gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behorde nicht von Amts wegen verschaffen
kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214).Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 57, FrG hat
der Fremde glaubhaft zu machen, dass er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben
wulrde, in dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird
oder durch sie nicht abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem
bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an
(VWGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002,99/20/0509; 22.8.2006, 2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation
ist mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende
Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwWGH 2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des Paragraph 8,
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AsylG 1997 (nunmehr: Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005) zu beachten (VwWGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die in seiner Sphare gelegen sind und
deren Kenntnis sich die Behérde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214).

2.1.2.2. Wie bereits oben ausgefuhrt, hat der Beschwerdefuhrer die Beschwerde gegen Spruchpunkt | des
angefochtenen Bescheides zurickgezogen; Spruchpunkt | ist daher rechtskraftig. Es ist daher nunmehr zu prufen, ob
es begrindete Anhaltspunkte dafur gibt, dass durch die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des
Beschwerdefiihrers nach Afghanistan Art. 2 oder 3 MRK oder das Protokoll Nr. 6 zur MRK verletzt wurde. Solche
Anhaltspunkte finden sich in den Feststellungen zur Situation in Afghanistan. Daraus geht hervor, dass die Sicherheits-
und die Versorgungslage im ganzen Land prekar ist. Der Asylgerichtshof teilt nicht die Ansicht des Bundesasylamtes,
das aus seinen eigenen Feststellungen einen gegenteiligen Schluss zieht. Diese Einschatzung des Asylgerichtshofes
entspricht seiner Uberwiegenden Spruchpraxis (vgl. zB AsylGH 28.12.2010, C5 403.456-1/2008/12E; 28.12.2010, C5
411.546-1/2010/7E; 28.12.2010, C6 315.269-1/2008/30E; 30.12.2010, C5 310.818-1/2008/39E; 7.1.2011, C9 305.953-
1/2008/8E; 11.1.2011, C9 257.337-0/2008/22E; 11.1.2011, C9 268.236-0/2008/20E; 12.1.2011, C9 312.978-1/2008/19E;
13.1.2011, C17 407.312-1/2009/11E; 20.1.2011, C18 406.957-1/2009/15E).2.1.2.2. Wie bereits oben ausgefuhrt, hat der
Beschwerdefiihrer die Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch eins des angefochtenen Bescheides zuriickgezogen;
Spruchpunkt rémisch eins ist daher rechtskraftig. Es ist daher nunmehr zu prifen, ob es begriindete Anhaltspunkte
dafur gibt, dass durch die Zurlickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefihrers nach
Afghanistan Artikel 2, oder 3 MRK oder das Protokoll Nr. 6 zur MRK verletzt wirde. Solche Anhaltspunkte finden sich in
den Feststellungen zur Situation in Afghanistan. Daraus geht hervor, dass die Sicherheits- und die Versorgungslage im
ganzen Land prekar ist. Der Asylgerichtshof teilt nicht die Ansicht des Bundesasylamtes, das aus seinen eigenen
Feststellungen einen gegenteiligen Schluss zieht. Diese Einschatzung des Asylgerichtshofes entspricht seiner
Uberwiegenden Spruchpraxis vergleiche zB AsylGH 28.12.2010, C5 403.456-1/2008/12E; 28.12.2010, C5 411.546-
1/2010/7E; 28.12.2010, C6 315.269-1/2008/30E; 30.12.2010, C5 310.818-1/2008/39E; 7.1.2011, C9 305.953-1/2008/8E;
11.1.2011, C9 257.337-0/2008/22E; 11.1.2011, C9 268.236-0/2008/20E; 12.1.2011, C9 312.978-1/2008/19E; 13.1.2011,
C17 407.312-1/2009/11E; 20.1.2011, C18 406.957-1/2009/15E).

Daher kann nicht mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, dass dem Beschwerdefuhrer in
Afghanistan eine Gefahr iSd Art. 3 MRK droht, und eine Ruckfihrung stiinde im Widerspruch zu Art. 3 MRK.Daher kann
nicht mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, dass dem Beschwerdefiihrer in Afghanistan
eine Gefahr iSd Artikel 3, MRK droht, und eine Ruckfihrung stinde im Widerspruch zu Artikel 3, MRK.

2.1.3. GemalR & 8 Abs. 4 erster und zweiter Satz AsylG 2005 ist "[e]inem Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wird, [..] von der zuerkennenden Behorde gleichzeitig eine befristete
Aufenthaltsberechtigung als subsididar Schutzberechtigter zu erteilen. Die Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr
[..1."2.1.3. GemaR Paragraph 8, Absatz 4, erster und zweiter Satz AsylG 2005 ist "[e]inem Fremden, dem der Status des
subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wird, [..] von der zuerkennenden Behorde gleichzeitig eine befristete
Aufenthaltsberechtigung als subsidiar Schutzberechtigter zu erteilen. Die Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr [...]."

Da der Asylgerichtshof dem Beschwerdefuhrer den subsididren Schutz zuerkennt, liegt die Voraussetzung dafir vor,
ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung zu erteilen. Da diese Berechtigung fur ein Jahr gilt, ist die Befristung wie
im Spruch auszusprechen.

2.2. Es war daher spruchgemal3 zu entscheiden.

Eine mundliche Verhandlung konnte gemaR § 41 Abs. 7 AsylG 2005 idF Art. 2 Z 44 AsylGH-EinrichtungsG unterbleiben,
da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde gekldrt erscheint.Eine mundliche
Verhandlung konnte gemdaR Paragraph 41, Absatz 7, AsylG 2005 in der Fassung Artikel 2, Ziffer 44, AsylGH-
EinrichtungsG unterbleiben, da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint.

Schlagworte
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© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


http://www.asylgh.gv.at
file:///

	TE AsylGH Erkenntnis 2011/10/25 C6 413653-1/2010
	JUSLINE Entscheidung


